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Stuttgart, den 8.3.2022 

Stellungnahme des Landeselternbeirates zur 

Änderung der Verordnung der Landesregierung über die Arbeitszeit 

der beamteten Lehrkräfte an öffentlichen Schulen in Baden-

Württemberg – Erhöhung der Leitungszeit 

 

Der Landeselternbeirat (LEB) hat sich auf seiner Sitzung am 23.2.2022 eingehend mit der Verordnung 

der Landesregierung zur Änderung der Lehrkräfte-ArbeitszeitVO befasst.  

 

Der LEB lehnt die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Lehrkräfte-ArbeitszeitVO ab. 

 

Begründung: 

 

Der LEB kann der reinen Verwaltung des Mangels nicht zustimmen. Die minimale Erhöhung der Lei-

tungszeit gibt den Schulleitungen nicht ausreichend mehr Zeit für die anfallenden Leitungsaufgaben. 

Das ist nur guter Wille in kleinen Schritten. 

Der LEB begrüßt, dass als Ausgleich für die Erhöhung der Leitungszeit zusätzlich 160 neue Lehrerstel-

len geschaffen wurden. Solange diese Stellen nicht besetzt sind, verstärkt die Erhöhung der Leitungs-

zeit allerdings zusätzlich den sowieso schon eklatanten Lehrkräftemangel, da den Schulleitungen 

noch weniger Zeit für Unterricht zur Verfügung steht. 

Außerdem bezweifelt der LEB, dass diese neuen Stellen dort besetzt werden können, wo sie benötigt 

werden. 

Der LEB plädiert dafür, dass – nicht-pädagogische – Schulverwaltungsassistenzen eingestellt werden. 

Dadurch werden pädagogische Kräfte von (reinen) Verwaltungsaufgaben entlastet und haben mehr 

Zeit für Unterricht. 

Diese Assistenzen müssen vom Land bezahlt werden, da sie faktisch Lehrerstunden ersetzen und 

daher in die Verantwortung des Landes und nicht des Schulträgers fallen. 

 

 

Für den 19. Landeselternbeirat 

 
Michael Mittelstaedt 

Vorsitzender 


